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Können autonome Systeme Rechtssubjekte sein? Als Nischenthema gestartet,
hat die Debatte mittlerweile an Fahrt aufgenommen, selbst das Europäischen
Parlament hat sich eingeschaltet. 2017 forderte es von der Kommission „für die
ausgeklügeltsten autonomen Roboter ein[en] Status als elektronische Personen“
zu schaffen; ähnliche Gedanken zu einem e-person Status finden sich in der
Literatur. Auch Gunther Teubner will autonome Systeme als Rechtssubjekte
einordnen, allerdings formuliert er deutlich vorsichtiger: Es geht nicht um
Rechtspersönlichkeit, sondern „partielle Rechtssubjektivität“ oder „strikt funktional
definierte Rechtssubjektivität“. Aber was genau ist damit gemeint? Gibt es einen
handfesten Unterschied zwischen der Kategorie „elektronische Person“ und dem
Status „partieller“ bzw. „funktionaler Rechtssubjektivität“ – oder handelt es sich
nur um Begriffsklauberei? Ich meine, es macht nicht nur einen terminologischen
Unterschied, der Unterschied ist geradezu fundamental: Wir sollten uns tunlichst
davor hüten, autonomen Systemen Rechtspersönlichkeit einzuräumen – denn mit
der Promotion zur „Person“ gehen zahlreiche Gefahren einher, die sich mit dem
Status partieller Rechtssubjektivität vermeiden lassen.
Entdeckung der Person
Um dies zu verstehen, müssen wir uns die Ideengeschichte der Person näher
ansehen. Sie ist die zentrale Kategorie des Rechts, vor allem des deutschen
Privatrechts. Ihre Entdeckung ist mit der „Wende zum Subjekt“ verknüpft. Mit
Pufendorf, Locke und vor allem Kant rückt ab dem 16. Jahrhundert das Individuum
in den Mittelpunkt der praktischen Philosophie. Nicht äußerer Zwang oder Autorität,
sondern der Mensch als Moralwesen, seine Fähigkeit sich aus Freiheit Pflichten
selbst aufzuerlegen, ist fortan Quelle jeder Normativität. Ethik und Staat werden vom
Einzelnen her gedacht, alle Ordnung muss letztlich auf das Individuum zurückgehen.
Als im 19. Jahrhundert das Zeitalter der großen Systementwürfe anbricht, wird
deshalb auch das moderne Privatrecht um das Individuum herum konstruiert. Allseits
– ganz gleich, ob man sich am römischen oder germanischen Recht orientiert –
wird dazu auf die Kategorie der Person gesetzt. Sie dient als Referenzpunkt im
Beziehungsgeflecht der Rechtsverhältnisse. Dass der „Begriff der Person“ mit
dem „Begriff des Menschen“ zusammenfallen muss (Savigny), bzw. dass „jedes
menschliche Individuum als Person“ anzuerkennen ist (Gierke), ist seinerzeit eine
sittliche Selbstverständlichkeit. Anders gewendet: Weil der Mensch sich nicht zuletzt
durch das Privatrecht als Freiheitswesen manifestiert, kann das Privatrecht gar nicht
anders, als ihm den zur Freiheitsausübung nötigen Personenstatus zu verleihen.
Der Schluss ist moralisch vorgegeben, der Personenstatus des Menschen deshalb
ein „natürlicher“. An diesem Grundsatz hat sich bis heute nichts geändert, allein
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die Begründungsebene ist eine andere: Statt durch ein vorpositives Freiheitsideal
wird der Personenbegriff nun durch das Verfassungsprinzip der Menschenwürde
aufgeladen.
Rechtsfähigkeitsvermutung als Clou
Der Einfluss der Moral erschöpft sich aber nicht nur in dem Anerkennungsimperativ,
sondern hat auch Auswirkungen auf die jedem Individuum zustehenden rechtlichen
Gestaltungsmöglichkeiten – die sog. Rechtsfähigkeit. Besonders prägnant hat
das Gustav Radbruch in seiner „Rechtsphilosophie“ formuliert: Es ist gerade „die
rechtliche Gleichheit, die gleiche Rechtsfähigkeit, die das Wesen der Person
ausmacht“. Die normative Sprengkraft der Entdeckung der Person folgt mit
anderen Worten nicht allein aus der Einordnung als Bezugspunkt privatrechtlicher
Rechtsverhältnisse. Sondern sie entfaltet ihre volle Wirkung erst dadurch, dass jeder
Mensch als Bezugspunkt aller Rechtsverhältnisse vorgesehen ist. Jahrhundertelang
hatten sich Gesellschaften über soziale, kulturelle und gerade auch rechtliche
Exklusion definiert, nun musste jedes Individuum als Freiheitswesen auch alle
Freiheiten haben, also im Ausgangspunkt gleich und vollumfänglich rechtsfähig
sein. Kurz: Die volle moralische Dimension des Personenstatus entfaltet sich
erst durch die ihm anhaftende Vermutung, dass jede Person auch grundsätzlich
unbeschränkt rechtsfähig ist. Hier liegt der tiefere Grund für den uns wohlbekannten
Rechtfertigungsmechanismus: Sollen einem Menschen bestimmte Rechte und
Pflichten nicht zustehen, dann müssen sie entzogen, aberkannt oder verwehrt
werden – es muss also begründet werden, warum der aus dem Personenstatus
folgende Grundsatz ausgehebelt wird, warum bestimmte Rechte und Pflichten
ausnahmsweise nicht gelten.
Juristische Personen auf dem Trittbrett
Nun gibt es im Recht aber neben natürlichen Personen auch juristische
Personen. Die Kategorie der Person ist mit anderen Worten nicht exklusiv dem
Menschen vorenthalten, sondern steht auch anderen Entitäten zur Verfügung
– im privatrechtlichen Kontext vor allem Unternehmen. Und auch hier spielt
die moralische Aufladung eine große Rolle: Weil es keinesfalls selbsterklärend
ist, Unternehmen oder andere Zusammenschlüsse rechtlich als Personen zu
fassen, rückte man jene Verbände argumentativ möglichst nah an den Menschen
heran. Neben den Einzelmenschen sollte auch die Gemeinschaft Handlungs- und
Willensmacht haben, ja nicht nur Real-, sondern gerade auch Moralwesen sein.
Und einmal so konstruiert, musste auch die aus dem Personenstatus resultierende
Rechtsfähigkeitsvermutung für sie gelten. Obwohl heute der Blick auf die juristische
Person deutlich nüchterner ausfällt, ist die historische Prägung weiterhin aktuell:
Der Begriff der juristischen Personen, so lautet eine typische Formulierung, sei
„durch die prinzipiell unbeschränkte Rechtsfähigkeit gekennzeichnet“. Auch hier
will also begründet sein, warum bestimmte Rechte und Pflichten der juristischen
Person versagt werden. Für diese Sichtweise mag es gute Gründe geben, aber
sie bereitet einem Automatismus den Boden, der den Blick auf das eigentliche
Problem verstellen kann. Aus der Rechtsprechung gibt es zahlreiche warnende
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Beispiele: In Deutschland brauchte der BGH Jahrzehnte bevor er das erste Mal
fragte, ob es wirklich so selbstverständlich ist, dass juristische Personen den
gleichen Persönlichkeitsschutz wie natürliche Personen genießen. Und den USA
wären wohl einige ihrer gesellschaftlichen Probleme erspart geblieben, wenn der
Supreme Court nicht kurzerhand Unternehmen, weil sie nun einmal „persons“ sind,
Grundrechte (vor allem das Recht auf free speech) zugestanden hätte. In beiden
Fällen war mit dem Status als Person die Lösung entscheidend vorgezeichnet – wer
juristischen Personen jene Rechte versagen oder sie zumindest modifizieren wollte,
war argumentativ von vornherein in der Defensive.
Vermenschlichungs-Falle
Genau hier liegt die Gefahr einer „elektronischen Persönlichkeit“ oder eines
Status als „e-person“. Erstens wären wegen der moralischen Überwölbung des
Personenbegriffs außerrechtliche Rückkopplungen unvermeidlich. Experimente
zeigen, dass Menschen davor zurückschrecken, humanoide Roboter gegen
ihren „Willen“ auszuschalten; machen die Roboter dagegen eher einen
funktional-technischen Eindruck, stellen die Probanden ohne großes Zögern
die Stromversorgung ab. Dieser Effekt wird sicherlich nicht kleiner, wenn wir
autonome Systeme durch eine Promotion zur Person konzeptionell auf eine
Stufe mit dem Menschen stellen. Ob eine Vermenschlichung aber überhaupt
zielführend ist, erscheint sehr fraglich, in jedem Fall sollten nicht vorschnell Fakten
geschaffen werden. Zweitens würde mit der Einordnung als Person die den Status
kennzeichnende Vermutung prinzipiell unbegrenzter Rechtsfähigkeit einhergehen.
Es würde also dem Grundsatz entsprechen, autonome Systeme als Inhaber
von Arbeitnehmer- oder anderen Schutzrechten anzusehen; umgekehrt müsste
begründet werden, warum autonomen Systemen etwas vorenthalten wird, was
anderen Personen zusteht. Kurzum: Einmal als „Person“ kategorisiert, schnappt
die Vermenschlichungs-Falle zu. Aus Sicht der kognitiven Linguistik ist das auch
wenig verwunderlich: Es hängt sehr viel von der verwendeten Metapher ab. Erfassen
wir ein komplexes technisches Etwas als „Person“, dann hilft dieses Bild vielleicht
beim intuitiven Verstehen. Aber zugleich geraten wir in ein Netz metaphorischer
Ableitungen, in dem – ethisch, rechtlich, ja generell – verdunkelt wird, dass
autonome Systeme (genauso wie Unternehmen) schlicht keine Menschen sind.
Besser: Teilrechtsfähigkeit
Und hier liegt die entscheidende Stärke von Teubners Ansatz, der autonome
Systeme nicht als „Personen“, sondern als „partielle Rechtssubjekte“ einordnen
will. Ich selbst plädiere für den Begriff „teilrechtsfähige Subjekte“, der Sache
nach ist damit aber das gleiche gemeint. Die Idee ist nicht neu: Die Kategorie der
Teilrechtsfähigkeit kennt das deutsche Privatrecht seit Jahrzehnten, mit ihrer Hilfe
wurden so unterschiedliche Dinge wie der ungeborene Mensch im Mutterleib,
Gesellschaften im Gründungsstadium oder Wohnungseigentümergemeinschaften zu
rechtlichen Kommunikationseinheiten. Damit ist gemeint, dass sie als Bezugspunkte
für Rechten und Pflichten in Betracht kommen, sie also als Rechtssubjekte
adressierbar sind. Das haben sie mit Personen gemein, allerdings besteht ein
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fundamentaler Unterschied: Anders als bei Personen verläuft die Argumentation
nicht top-down, sondern bottom-up: Es wird nicht von einem moralischen Ideal
auf einen eine rechtliche Kategorie geschlossen, sondern ausgehend von einer
praktischen oder dogmatischen Problemlage ein speziell darauf zugeschnittener,
funktional eng begrenzter Rechtsstatus konstruiert. Folgerichtig spielt auch
die von Personen bekannte Vermutung unbeschränkter Rechtsfähigkeit keine
Rolle, stattdessen geht es von vornherein immer um eine positive Zuweisung
von konkreten Rechten und Pflichten. Sowohl ungeborene Menschen als auch
entstehenden Gesellschaften lassen sich so vor ihrer eigentlichen rechtlichen
Geburtsstunde bereits Rechte und Pflichten zuweisen, aber nur soweit dies zur
Bewältigung praktischer oder dogmatischer Probleme erforderlich ist. Auf eine
Formel gebracht, lässt sich der Unterschied daher so ausdrücken: Personen stehen
für Barock, teilrechtsfähige Subjekte für Bauhaus. Im ersten Fall folgt das Privatrecht
einem höheren Ideal und baut die Personenkategorie zum prächtigen Spiegelsaal
der Moral aus – form follows idea. Im zweiten Fall reagiert das Privatrecht nüchtern
und sachlich auf ein praktisches Problem und schafft einen passenden Akteur –
form follows function. Und Barock versus Bauhaus setzt sich auch auf Ebene der
Rechtsfähigkeit fort: Die Kategorie der Person ist prachtvoll ausgeschmückt, ein
Detail lässt sich nur entfernen, wenn dabei das Gesamtkunstwerk nicht entstellt wird.
Teilrechtsfähige Subjekte beginnen dagegen am leeren Reißbrett, jedes zusätzliche
Detail will mit zwingenden Funktionalitätserwägungen begründet sein.
Autonome Systeme als fremdnützige Hilfskraft
Was folgt daraus für autonome Systeme? Gegenwärtig übernehmen sie
Gehilfentätigkeiten, der in Yale lehrende Jack Balkin spricht insofern treffend
von einem substitution-effect: Autonome Systeme führen Tätigkeiten aus, die
Menschen entweder nicht übernehmen wollen (oder sollen) oder zu denen sie
nicht in der Lage sind. Die Systeme agieren aber nicht für sich, sondern für
ihre Nutzer, sei es eine Privatperson oder ein Unternehmen. Aus funktionaler
Perspektive kann es momentan also nur darum gehen, autonomen Systemen einen
Subjektstatus als fremdnützige Hilfskraft – z.B. als rechtsgeschäftlicher Stellvertreter,
Erfüllungsgehilfe oder Besitzdiener – einzuräumen. Das hätte den Vorteil, dass wir
autonomen Systemen auf Basis der allgemeinen BGB-Regeln begegnen können.
Für Arbeitnehmer- oder andere Schutzrechte besteht dagegen gegenwärtig kein
Bedürfnis. Und sollte sich dies einmal ändern, müsste es freilich ausführlich und
gesondert begründet werden – denn zugunsten teilrechtsfähiger Subjekte greift die
Rechtsfähigkeitsvermutung ja gerade nicht ein.
Von Mäusen und Maschinen
Aber wie ließe sich ein solcher Status praktisch umsetzen? In der Vergangenheit
war es typischerweise die höchstrichterliche Rechtsprechung, die Entitäten als
teilrechtsfähige Subjekte einordnete. Hinsichtlich autonomer Systeme werden wir
wohl aber (zu) lange auf einen richterlichen Machtspruch warten müssen – der sehr
ernüchternde Ertrag mit Blick auf den Rechtsstatus von Tieren oder Natursystemen
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zeigt, dass Gerichte offenbar große Vorbehalte haben, nicht-menschenbezogenen
Entitäten Rechtssubjektivität zuzuerkennen.
Hilfreich scheint deshalb ein Wink des Gesetzgebers. Wie könnte so ein Signal
aussehen? Meines Erachtens wäre es vielversprechend, sich an einem bislang
eher kritisch beäugten Vorbild zu orientieren: § 90a BGB. Danach sind Tiere keine
Sachen, werden aber wie Sachen behandelt. Die für leblose Sachen konzipierten
Bestimmungen dürfen nicht pauschal übertragen werden, sondern es muss stets
geprüft werden, ob für Tiere Ausnahmen zu machen oder Modifikationen nötig
sind. Letztlich verlangt § 90a BGB also nach einer funktionalen Anwendung der für
Sachen geltenden Bestimmungen im Lichte des Tierschutzes.
Genau dieser Gedanke lässt sich – unter umgekehrten Vorzeichen – für autonome
Systeme fruchtbar machen. Wie gesehen geht es hier um einen Subjektstatus als
fremdnützige Hilfskraft. Demnach könnte man dem § 90a BGB einen § 90b BGB zur
Seite stellen, der inhaltlich etwa wie folgt lauten könnte: 
„Autonome Systemen sind keine Personen. Auf sie sind die für
Hilfspersonen geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit
nicht etwas anderes bestimmt ist.“
Damit wäre dreierlei klargestellt: Erstens sind autonome Systeme keine Personen,
die mit dieser Stellung verbundenen Implikationen – Stichwort: Vermenschlichungs-
Falle – werden verhindert. Allerdings kann man, zweitens, ihnen dennoch die
Rechte und Pflichten von Hilfspersonen zuordnen. Drittens macht es die Norm
weiterhin möglich, autonome Systeme als Rechtsobjekte zu begreifen. Sie bleiben
also insoweit dem Rechtsverkehr zugänglich, als dass sie (bis auf weiteres)
verkauft, verfügt oder abhandenkommen können. Autonome Systeme sind nur dort
Rechtssubjekte, wo der Status praktische oder dogmatische Probleme lindert; sie
sind es dort nicht, wo der Status erst Probleme schaffen würde. Mehr form follows
function geht nicht. Das deutsche Privatrecht wäre so in der Lage, die technische
und gesellschaftliche Entwicklung passgenau, aber auch mit der nötigen Portion
Vorsicht zu begleiten.
Der Beitrag basiert auf einer aktuellen Publikation in der Juristenzeitung (JZ 2019,
711)
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